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neben dem Wortlaut des Vertrags über die Zuwendung 
und den Erbverzicht insbesondere den Umständen sei-
nes Zustandekommens und seiner Ausgestaltung im 
Einzelnen zu. 

Im konkreten Fall hält der BGH eine Schenkung nicht 
für ausgeschlossen, zumal die Beteiligten die Zuwendung 
ausdrücklich als Schenkung bezeichnet hätten und die-
se unter einer Auflage gestanden habe. Ferner seien 
die Zuwendungen des Vaters als Hauptgegenstand der 
Vereinbarung anzusehen, der Erbverzicht hingegen nicht 
als Gegenleistung dafür, sondern lediglich als Mittel der 
erbrechtlichen Ausgleichung der Zuwendung.

EGBGB Art. 15; GBO § 47
Eintragung von im ausländischen Güterstand 
lebenden Ehegatten in das Grundbuch

1. Um Fragen zum anwendbaren ausländischen Recht 
zu klären (hier: polnisches Internationales Privatrecht, 
Ehegüterrecht), kann das Grundbuchamt auch im 
Antragsverfahren nicht durch Zwischenverfügung auf-
geben, ein Rechtsgutachten vorzulegen.

2. Zur Grundbucheintragung von Eheleuten polnischer 
Staatsangehörigkeit als Erwerber zum Miteigentum zu 
gleichen Teilen, wenn diese im gesetzlichen Güterstand 
der Errungenschaftsgemeinschaft leben. (amtliche 
Leitsätze)

3. Ergibt die grundbuchamtliche Prüfung, dass – ab-
strakt betrachtet – auch in dem maßgeblichen auslän-
dischen Güterstand der Errungenschaftsgemeinschaft 
ein Alleinerwerb bzw. ein Erwerb zu Miteigentum 
eines jeden Ehegatten möglich ist, sind die Erwerber 
bei entsprechendem Antrag als Bruchteilseigentümer 
nach § 47 Abs. 1 GBO einzutragen. (Leitsatz der DNotI-
Redaktion)

OLG München, Beschl. v. 30.11.2015 – 34 Wx 364/15

Problem
Die Verkäufer sind Eigentümer eines Grundstücks zu je 
½ und haben das Grundstück zu notarieller Urkunde an 
die Erwerber 1 und 2 verkauft. Die Erwerber sind pol-
nische Eheleute und in Deutschland wohnhaft. Sie ha-
ben keinen Ehevertrag geschlossen. Zum Zeitpunkt der 
Eheschließung 2009 waren beide Eheleute bereits polnische 
Staatsangehörige. 

Die Auflassung ist „zum Miteigentum zu gleichen Teilen“ 
erfolgt. Das Grundbuchamt hat die Eintragung der Erwerber 
1 und 2 mit Zwischenverfügung beanstandet und als 
Nachweis ein Rechtsgutachten zu der Frage verlangt, 
ob bei fehlender Rechtswahl das polnische Zivilrecht 
eine Rückverweisung auf das deutsche Recht oder eine 
Weiterverweisung enthalte. Ferner sei ggf. anzugeben, ob 
und in welcher Form nach polnischem Recht Ehegatten (ge-
meinsames) Eigentum erwerben würden. Hiergegen richtet 
sich die Beschwerde des Notars.

Entscheidung
Die Beschwerde hat Erfolg. 

Die Zwischenverfügung hat nach Ansicht dess OLG 
München keinen Bestand, weil sich das Grundbuchamt 
auch im Antragsverfahren nach § 13 Abs. 1 GBO die maß-
gebliche Kenntnis des etwa anwendbaren ausländischen 
Rechts und seiner konkreten Ausgestaltung in der ausländi-
schen Gerichtspraxis regelmäßig selbst verschaffen muss 
(vgl. BGH NJW-RR 1991, 1211; NJW-RR 2002, 1359, 
1360; NJW-RR 2007, 574, 575; BeckOK-GBO/Zeiser, 
Std.: 1.9.2015, Internationale Bezüge Rn. 18) und dazu 
im konkreten Fall in der Lage ist. Das dafür Erforderliche 
habe das Grundbuchamt von Amts wegen zu veranlas-
sen; eine Nachweisführung des Antragstellers könne es 
grundsätzlich nicht verlangen. Wie das Grundbuchamt 
im Übrigen vorgehe, stehe in seinem pflichtgemäßen 
Ermessen (BGH NJW-RR 2007, 574, 575). Demgemäß 
könne es seine Eintragungstätigkeit nicht davon abhängig 
machen, dass die Beteiligten ein Rechtsgutachten zum 
polnischen Internationalen Privatrecht und Ehegüterrecht 
vorlegten.

Überdies wäre es nicht zulässig, bei bloßen Zweifeln 
darüber, ob das ausländische Recht die Eintragung von 
Eheleuten zu Bruchteilen erlaubt, die Eintragung von der 
vorherigen Aufklärung zum maßgeblichen ausländischen 
Recht abhängig zu machen (BayObLGZ 1986, 81 = DNotZ 
1987, 98; BayObLGZ 1992, 85 = DNotZ 1992, 575; OLG 
München MittBayNot 2013, 404).

Da eine Rechtswahl für die güterrechtlichen Wirkungen 
der Eheleute nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB nicht getrof-
fen worden ist, kommt es nach Art. 15 Abs. 1 EGBGB 
auf das für die allgemeinen Wirkungen der Ehe bei der 
Eheschließung maßgebliche Recht an. Dies sei wegen der 
gemeinsamen Staatsangehörigkeit der Eheleute das pol-
nische Recht (Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB). Das polnische 
Recht erkläre das gemeinsame Heimatrecht der Eheleute 
ebenfalls für maßgeblich; es nimmt die Verweisung des 
deutschen Rechts damit an (Art. 17 § 1 IPRG 1965; vgl. 
BeckOK-GBO/Zeiser, Internationale Bezüge Rn. 84.30; 
Süß, Rpfleger 2003, 53, 59; ebenso Art. 51 Abs. 1 des 
am 16.5.2011 in Kraft getretenen IPRG v. 4.2.2011; 
vgl. KEHE/Sieghörtner, Grundbuchrecht, 7. Aufl. 2015, 
Einl. § 19 Rn. 293). Nach polnischem Recht sei gesetz-
licher Güterstand die Gütergemeinschaft in Form der 
Errungenschaftsgemeinschaft (Süß, Rpfleger 2003, 53, 
61; KEHE/Sieghörtner, Einl. § 19 Rn. 294). Diese zeichne 
sich dadurch aus, dass sich das Vermögen der Eheleute aus 
drei Massen zusammensetze: dem ehelichen Gesamtgut 
und dem Vorbehaltsgut jeweils beider Eheleute (Artt. 33, 
31 § 1 FVGB).

Das OLG München bezieht sich sodann auf die 
Rechtsprechung des BayObLG (BayObLGZ 1986, 81; 
BayObLGZ 1992, 85; BayObLG MittBayNot 2001, 221 
m. Anm. Riering = DNotZ 2001, 391): Hiernach könne 
die Eintragung eines Ehepaars als Bruchteilseigentümer 
nicht deshalb abgelehnt werden, weil das für sie geltende 
Ehegüterrecht Gesamthandseigentum vorsehe; vielmehr sei 
im Einzelfall konkret nachzuweisen, dass auch eine vor-
zeitige (Teil-)Auseinandersetzung der Ehegatten und 
Begründung von Miteigentum nicht möglich sei. Das 
OLG München sieht in derartigen Erwerbsvorgängen kei-
ne stillschweigende Vermögensauseinandersetzung (vgl. 
bereits Riering, MittBayNot 2001, 222, 223). 

Allerdings sei zu prüfen, ob das maßgebliche Recht 
es zulasse, die Entstehung gemeinschaftlichen 
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Vermögens im Vorfeld zu verhindern; in diesem Fall 
würden die Eheleute Bruchteilseigentum nur an der 
gegenständlichen Immobilie erwerben, sodass alles üb-
rige Vermögen gemeinschaftliches Vermögen bleibe, so-
weit es in die Errungenschaftsgemeinschaft falle. Mehrere 
Rechtsordnungen mit der Errungenschaftsgemeinschaft als 
gesetzlichem Güterstand würden derartige Möglichkeiten 
kennen. Dazu gehöre das polnische Recht, das eine 
Erweiterung oder Beschränkung der gesetzlichen 
Gemeinschaft zulasse (Art. 47 FVGB). Ergebe deshalb die 
grundbuchamtliche Prüfung, dass – abstrakt betrachtet – 
auch im maßgeblichen ausländischen Güterstand der 
Errungenschaftsgemeinschaft ein Alleinerwerb bzw. ein 
Erwerb zu Miteigentum eines jeden Ehegatten möglich 
sei, so werde antragsgemäß das bezeichnete Verhältnis des 
Bruchteilseigentums (§ 47 Abs. 1 GBO) einzutragen sein. 

T. Baumann/M. Sikora (Hrsg.), Hand- und Formularbuch 
des Vereinsrechts, C. H. Beck Verlag, München 2015, 
938 Seiten (inkl. CD-ROM), 139.– €

Das Vereinsrecht: Für Notare eher eine Randmaterie, aber 
es kommt vor, etwa im Rahmen von Registeranmeldungen 
oder Verschmelzungen. Sich in diesen Fällen stets auf 
einen BGB-Handkommentar zu verlassen oder auf 
Parallelwertungen aus dem Kapitalgesellschaftsrecht ist 
unter Umständen riskant. Glücklicherweise kann der Notar 
auf einige verlässliche Handbücher zurückgreifen, da-
runter nunmehr das 2015 neu erschienene Hand- und 
Formularbuch des Vereinsrechts, herausgegeben von 
Thomas Baumann und Markus Sikora. Das Buch mag sich 
schon deshalb besonders für die notarielle Praxis empfeh-
len, weil sich der Autorenkreis mehrheitlich aus Notaren 
zusammensetzt. Aber auch im Übrigen ist es ein „run-
des“ Werk. Es enthält in fünf Kapiteln eine umfassende 
Darstellung des Vereins in Zivilrecht, Steuer-, Arbeits- und 
Strafrecht, Verfahrens- und Kostenrecht, Verfassungs- und 
Verwaltungsrecht. Das sechste Kapitel bietet Formulare 
aller Art: Satzungen für Vereine unterschiedlicher Prägung, 
Muster für Registeranmeldungen, Einladungen, Protokolle, 
Arbeitsverträge und die Vereinsverschmelzung. Der dar-
stellende Teil ist – soweit ersichtlich – sorgfältig gearbeitet 
und lässt auch Detailfragen nicht außer Acht; zahlreiche 
Formulierungsbausteine, (Fall-)Beispiele und Hinweise 
dienen hier der Verständlichkeit und der Vertiefung. 
Begrüßenswert ist der relativ ausführliche und praxis-
bezogene Abschnitt zum Umwandlungsrecht (B. Weiß, 
§ 13 Rn. 1-229). Gerade dieses Gebiet kommt in anderen 
Handbüchern (ebenso wie in einigen Kommentaren zum 
UmwG) manchmal etwas zu kurz.

Alles in allem ist der Baumann/Sikora eine erfreuliche 
Neuerscheinung, der Preis von 139.– € nicht unangemessen. 
Wer sich zum Kauf entscheidet, wird mit diesem Werk im 
Vereinsrecht gut beraten sein.

Dr. Simon Blath

R. Hüßtege/H.-P. Mansel (Hrsg.), Nomos-Kommentar 
BGB, Rom-Verordnungen, Bd. 6, 2. Aufl., Nomos Verlag, 
Baden-Baden 2015, 1164 Seiten, 138.– €

Der Band „Rom-Verordnungen“ des Nomos-Kommentars 
zum BGB berücksichtigt nicht nur die Verordnungen 

Rom I bis Rom III, sondern auch das Haager Unterhalts-
protokoll (HUP) und die Europäische Erbrechtsverordnung 
(EUErbVO). Gerade die zuletzt genannten Abschnitte 
zum internationalen Familien- und Erbrecht machen das 
Werk auch für die notarielle Praxis interessant. Die um-
fangreiche Kommentierung der EUErbVO behandelt 
bspw. die praxisrelevante Frage, nach welchem Statut 
sich die Bindungswirkung von vor dem 17.8.2015 er-
richteten letztwilligen Verfügungen bestimmt. Magnus 
hält insoweit nicht die Alternativanknüpfung des Art. 83 
Abs. 3 EUErbVO für einschlägig, sondern wendet die 
Bestimmungen über das Errichtungsstatut nach Artt. 24 ff. 
EUErbVO an. Auch diese Ansicht kann dazu führen, dass 
es mit dem Anwendungsbeginn der Erbrechtsverordnung 
zu einem Statutenwechsel kommt und sich die 
Bindungswirkung verändert (Art. 83 EUErbVO Rn. 34 f.). 
Interessant ist ferner die ausführliche Kommentierung 
von Nordmeier zu Art. 68 EUErbVO, die einen kon-
kreten Formulierungsvorschlag für die Ausweisung des 
güterrechtlichen Viertels nach § 1371 Abs. 1 BGB im 
Europäischen Nachlasszeugnis enthält (Art. 68 EUErbVO 
Rn. 20). 

Die Kommentierung ist nicht zuletzt in den notarre-
levanten Teilen sehr profund. Man kann sie Notaren 
mit Beratungsschwerpunkten im internationalen Erb- und 
Familienrecht wärmstens ans Herz legen.

Notarassessor Dr. Johannes Weber 
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